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auch kein evolutionärer Entwicklungsprozeß bestehe. Die Forderung von Marx und 
Engels nach Volkssouveränität sei der Bruch mit allen bisherigen Ideen über Gesellschaft, 
Staat und Recht, sei Ausdruck dafür, daß die Ausbeuterordnung, ihr Staat, ihr Recht und 
ihre Ideologie zerschlagen und an ihrer Stelle der Sozialismus auf revolutionärem Wege 
errichtet werden müsse. Diese Erkenntnisse des Marxismus-Leninismus hätten die Werk­
tätigen der SBZ unter Führung der Arbeiterklasse und ihrer Partei verwirklicht und da­
mit auch die echte Souveränität des Volkes125.

Nach dieser Auffassung bedeutet also Volkssouveränität die Souveränität des von der 
kommunistischen Partei organisierten und geführten werktätigen Volkes, letztlich also 
die Souveränität der Partei, ihre Suprematie.

Die Gewaltenkonzentration bedeutet indessen nicht, daß nicht auch in einem Staate, 
dessen Staatsgewalt einheitlich aufgebaut ist, die Staatstätigkeiten nach rechtlichen Funk­
tionen gegliedert werden könnten. Es ist aber nicht möglich, wie Boris Meißner für die 
UdSSR gezeigt hat, von den Staatsorganen auf diese Funktionen zu schließen126. Es läßt 
sich aber empirisch zunächst die Funktionsdreiheit des Staates mit Gewaltenteilung fest­
stellen: Normsetzung, Vollziehung und Rechtsprechung127. Bei der Vollziehung ist zu 
unterscheiden zwischen Regierung (gouvernement) im Sinne einer obersten Leitungsge­
walt128 und Verwaltung im engeren Sinne (administration).

Als Staatstätigkeit, die im besonderen Maße der Entwicklung dient, ist die Planung 
festzustellen. Eine besondere Staatstätigkeit kann ferner in der Kontrolle gefunden wer­
den, einer Tätigkeit, die dazu dient, nachzuprüfen, ob auch überall im Staatsapparat den 
Anweisungen der Partei gefolgt wird.

Die Suprematie der Partei führt indessen dazu, daß die Staatstätigkeiten auch recht­
lich in einer bestimmten Abhängigkeit zueinander stehen. Die Staatstätigkeiten sind hier­
archisch geordnet.

Die Rechtfunktionen sind nicht nur Funktionen des Staatsapparates, sondern auch des 
Gesamtstaates. Sie sind Funktionen des letzteren, sobald die Partei sich nicht darauf be­
schränkt, den Staatsapparat anzuweisen, sondern selbst tätig wird oder »Organe der 
Gesellschaft« tätig werden läßt.

Das Fällen politischer Entscheidungen ist ausschließlich Sache der Führungsspitze der 
kommunistischen Partei. Innerhalb des Gesamtstaates hat diese also die Funktion einer 
Regierung im Sinne der obersten Leitungsgewalt.

Soweit die politischen Entscheidungen der Partei die Tätigkeit des Staatsapparates be­
treffen, werden sie häufig durch ein oberstes Organ der Staatsmacht aufgenommen. In 
diesem eingeschränkten Sinne kann auch im Staatsapparat die Funktion einer Regierung 
festgestellt werden. Die marxistisch-leninistische Rechtslehre nennt sie die staatliche Lei­
tungstätigkeit129. Sie schließt das Recht, die Organisation des Staatsapparates zu verän­
dern, also die Organisationsgewalt ein.

Die Normsetzung ist im allgemeinen Sache des Staatsapparates. Aber: »Die Beschlüsse 
der Partei sind das Fundament, auf dem das sozialistische Recht aufbaut, sie bestimmen
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